
 
  

 
 

MIRO‑Forderungen zur Nachschärfung des BImSchG 

 

Die Novelle des Bundes‑Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) ist seit 9. Juli 2024 in Kraft 

und bringt digitale Verfahren, feste Entscheidungsfristen sowie Erleichterungen u. a. beim 

vorzeitigen Beginn und Vorbescheid. In der Praxis bleiben jedoch Lücken bei 

Fristensicherheit, Verfahrensdisziplin und der einheitlichen Verwendung von Medien. MIRO 

schlägt gezielte Ergänzungen vor, damit die Beschleunigung verlässlich und rechtssicher 

in der Praxis ankommt. 

 

Der Bundesverband Mineralische Rohstoffe e.V. fordert daher: 

 

1. Möglichkeit vorläufiger Genehmigungen bei Fristüberschreitung schaffen 

Wenn die Vollständigkeit aller Unterlagen digital bestätigt ist, die materiellen Anforderungen 

nach § 6 BImSchG nachweislich erfüllt sind und die Behörde die Entscheidungsfrist ohne 

sachlichen Grund überschreitet, sollte eine vorläufige Genehmigung mit Auflagen greifen 

(„Genehmigungsfiktion light“). Das Schutzniveau bleibt unberührt; Nebenbestimmungen 

sind zulässig. So wird Stillstand vermieden, ohne Standards zu senken. 

 

2. Klare Rechtslage bei den Fristen schaffen 

Die Entscheidungsfristen in einem Genehmigungsverfahren nach BImSchG (§ 10 Abs. 6a 

BImSchG: 7 Monate; vereinfacht 3 Monate) wirken nur, wenn zweifelsfrei feststeht, wann 

sie zu laufen beginnen. MIRO fordert die verbindliche digitale Bekanntgabe des 

Vollständigkeitsdatums aus § 7 der 9.  BImSchV, zum Beispiel durch Zeitstempel oder 

eAkten‑Vermerk.  

Die punktuelle Stichtagslogik in der Behördenbeteiligung sollte allgemein gelten: Nach 

Ablauf der Frist bleibt die bis dahin maßgebliche Sach‑ und Rechtslage bindend; ein 

Nachschieben neuer Prüfmaßstäbe ist ausgeschlossen. Das erhöht Planbarkeit und 

verhindert Verfahrensspiralen. 

 

3. Fristen ernstnehmen 

Bleiben Stellungnahmen aus, muss die Genehmigungsbehörde handeln. 

Sachverständigengutachten zu Lasten der säumigen Fachbehörde oder eigene 

Stellungnahme sind anzustrengen. Eine Meldung an die entsprechende Behörde ist nach 

§ 10 Abs. 5 BImSchG verpflichtend. MIRO fordert, dass wiederholte Fristverletzungen 

aufsichtsrechtlich sichtbar werden und nicht mehr zur Verfahrensverlängerung führen. 

 

4. Einheitliche eAkten‑Standards und zentrale Upload‑Portale einführen 

Die elektronische Antragstellung (§ 10 Abs. 1 BImSchG) muss praktisch verbindlich 

werden. Ein zentraler Upload‑Kanal des Landes, Formatvorgaben nach § 5 der 9. BImSchV 

(maschinenlesbar) und Zeitstempel je Datei müssen im Sinne einer revisionssicheren eAkte 

festgeschrieben werden. Die Papierform darf nur begründete Ausnahme sein. Das 

verhindert Verzögerungen und schafft gerichtsfeste Nachweise.  
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5. Öffentliche Auslegung im Internet ermöglichen 

Die Online‑Auslegung wurde beschleunigt, es dürfen aber keine Geschäftsgeheimnisse 

offengelegt werden. MIRO fordert bundeseinheitliche Anweisungen zur 

Vorab‑Kennzeichnung vertraulicher Teile und zur Dokumentation des Widerspruchs gegen 

Online‑Veröffentlichung (§ 10 Abs. 3 BImSchG). 

 

6. Öffentlichkeitsbeteiligung straffen 

Eine schriftlich‑digitale Konsultation mit klarer Themenliste sollte der Regelfall sein. 

Präsenz‑Erörterungen sollten nur ausnahmsweise bei komplexen Sachverhalten 

durchgeführt werden. Verspätete oder pauschale Einwendungen ohne Projektreferenz 

sollten zurückgewiesen werden können. Das würde den Stoff bündeln und 

Prozessschleifen verhindern. 

 

7. Beschleunigungsinstrumente übertragen 

Die Möglichkeit des vorzeitigen Beginns (§ 8a BImSchG) und des Vorbescheides (§ 9 

Abs. 1a BImSchG), wurden primär für EE/WEA eingeführt. MIRO fordert die systematische 

Übertragung dieser Instrumente auf Anlagen die der Gewinnung oder Aufbereitung 

mineralischer Rohstoffe dienen: 

• Vorbescheidsfragen (Emissionsprognose, Betriebszeiten, Nebenbestimmungen) 

klar definieren; keine Gesamt‑UVP für reine Vorfragen. 

• Standard‑Nebenbestimmungen für den vorzeitigen Beginn (Sicherheit, Monitoring). 

Das schafft früh verbindliche Punkte und reduziert Projektrisiken.  

 

Fazit 

Mit eng geführter Genehmigungsfiktion, klarer Fristensteuerung, verbindlicher 

Digitalisierung, konsequenter Behördenbeteiligung sowie der Übertragbarkeit von 

Vorbescheid und vorzeitigem Beginn wird das BImSchG zum verlässlichen 

Beschleunigungsinstrument – für eine sichere Rohstoffversorgung und die Umsetzung von 

Bau‑ und Transformationsvorhaben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- ---------------------------- 

 

BUNDESVERBAND MINERALISCHE ROHSTOFFE e. V. (MIRO) 
Luisenstraße 45, 10117 Berlin 

Tel.: 030 - 2021 566 22 
E-Mail:  funk@bv-miro.org 

mailto:funk@bv-miro.org

